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Antrag /I/2018

KDV Neukölln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Perspektiven aus der Perspektivlosigkeit – Teilhabe an der Gesellschaft durch Arbeit und Ausbildung
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Um Menschen eine Perspektive in Deutschland zu ge-

ben und Ungleichbehandlung abzubauen, fordern wir die

Mandatsträger*innen der SPD dazu auf, sich um folgende

Punkte einzusetzen:

 

• die Hürden zum Bezug von Berufsausbildungsbei-

hilfe undAusbildungsgeld (fürMenschenmit Behin-

derung)müssendeutlich abgesenktwerden.Wer ei-

ne Aufenthaltserlaubnis in Deutschland hat, muss

sofort antragsberechtigt sein, nicht erst nach 15Mo-

naten.

• Geduldete sollen bereits nach 12Monaten Anspruch

auf den Bezug von Berufsausbildungsbeihilfe und

Ausbildungsgeld haben, nicht erst nach sechs Jah-

ren.

• Das Arbeitsverbot für Geduldete aus sog. „Sicheren

Herkunftsstaaten“ muss aufgehoben werden.

• Die Neuregelungen für den Bezug von Berufsaus-

bildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld sollen auch

gelten, für Geduldete aus sog. „Sicheren Herkunfts-

staaten“.

• Bereits eingeleitete Maßnahmen zur Ausweisung

sollen durch den Beginn einer Ausbildung nichtig

werden. Voraussetzung hierfür soll sein, dass kei-

ne schweren Straftatenmit rechtskräftiger Verurtei-

lung die Abschiebung begründen.

• das Verbot zur selbständigen Arbeit für Geduldete

muss aufgehoben werden.

 

Begründung

Deutschland und Europa sind Einwanderungsregionen.

Das wird auch absehbar in den nächsten Jahrzehnten

so bleiben. Bedingt durch strukturelle Ungleichheiten su-

chen Menschen nach einem besseren Leben und migrie-

ren zu diesem Zweck. Dieses Streben nach Glück oder

„pursuit of happiness“, wie es die Verfassung der USA be-

zeichnet, ist ein menschlicher Antrieb. Es ist unsere politi-

sche Aufgabe - neben dem Asylrecht - Migration zu orga-

nisieren. Der Entwurf zu einem Einwanderungsgesetz der

SPD-Bundestagsfraktion ist ein erster Schritt in dieseRich-

tung. Darüber hinaus müssen andere politische Maßnah-

men getroffen werden. Dieser Antrag leistet dazu einen

Beitrag. Arbeit und Ausbildung sind eine Perspektive zu

einem selbstbestimmten Leben, die oft gerade für junge

Menschen entscheidend für deren Entwicklung sein kann.

Deshalb sollte die SPD als Partei der Arbeit, Hürden die ei-

ner gesellschaftlichen Integration imWeg stehen, beseiti-

Um Menschen eine Perspektive in Deutschland zu ge-

ben und Ungleichbehandlung abzubauen, fordern wir die

Mandatsträger*innen der SPD dazu auf, sich um folgende

Punkte einzusetzen:

 

• die Hürden zum Bezug von Berufsausbildungsbei-

hilfe undAusbildungsgeld (fürMenschenmit Behin-

derung)müssendeutlich abgesenktwerden.Wer ei-

nen Aufenthaltstitel in Deutschland hat, muss so-

fort antragsberechtigt sein, nicht erst nach 15 Mo-

naten.

• Geduldete sollen bereits nach 12Monaten Anspruch

auf den Bezug von Berufsausbildungsbeihilfe und

Ausbildungsgeld haben.

• Das Arbeitsverbot für Geduldete aus sog. „Sicheren

Herkunftsstaaten“ muss aufgehoben werden.

• Die Neuregelungen für den Bezug von Berufsaus-

bildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld sollen auch

gelten, für Geduldete aus sog. „Sicheren Herkunfts-

staaten“.

• Bei Aufnahme einer berufsqualifizierenden Ausbil-

dung soll grundsätzlich eine Duldung für die ge-

samte Dauer der Ausbildung und der anschließen-

den Arbeitssuche erteilt werden. Verurteilungen zu

Straftaten sollen der Erteilung einer Duldung nur

aufgrund einer Würdigung im Einzelfall entgegen-

stehen können,  wobei Straftaten bis zu 90 Tages-

sätzen außer Acht bleiben.

• Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundes-

regierung werden aufgefordert  zu prüfen, ob das

Verbot selbstständiger Arbeit für Personen mit ei-

ner Duldung aufgehoben oder zumindest einge-

schränkt werden kann und welche Voraussetzun-

gen  hierfür zu erfüllen sind.
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